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Die 6. Vertreterversammlung der 
Brandenburgischen Ingenieur-
kammer (BBIK) hat in ihrer Sitzung 
am 23.03.2018 gemäß § 18 Abs. 1 
Nr. 1 des Brandenburgischen In-
genieurgesetzes (BbgIngG) vom 
25. Januar 2016 (GVBl.I/16, [Nr. 4]) 
folgende Neufassung der Satzung 
vom 6. Dezember 2004 in der Fas-
sung vom 23. März 2012 als „Sat-
zung über die innere Verfassung 
der Ingenieurkammer (Hauptsat-
zung)“ beschlossen: 
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§ 1
Name, Sitz
(1) Die zur Erfüllung der berufli-
chen Selbstverwaltungsaufgaben 

nach § 12 BbgIngG gebildete Kam-
mer führt die Bezeichnung „Bran-
denburgische Ingenieurkammer“ 
(im Folgenden auch „Ingenieur-
kammer“ bzw. „BBIK“). Sie hat ih-
ren Sitz in Potsdam. 

(2) Die Ingenieurkammer ist Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts 
und führt ein Dienstsiegel.  
Sie ist zuständige Stelle i.S.d. § 27 
VwVfG zur Entgegenahme von Ei-
desstattlichen Versicherungen in 
Angelegenheiten nach dem Bran-
denburgischen Ingenieurgesetz. 

§ 2
Aufgaben
Die Ingenieurkammer hat die Auf-
gabe, die beruflichen Belange der 
Gesamtheit der Kammermitglie-
der und Anwärter sowie das Anse-
hen des Berufsstandes insgesamt 
zu wahren und zu fördern sowie 
gegenüber Politik und Gesell-
schaft wie auch in der Öffentlich-
keit geeignet zu vertreten.  
Dabei obliegt es ihr insbesondere, 
durch Vorschläge, Stellungsnah-
men und Gutachten die Behör-
den und Gerichte zu unterstützen 
und zu beraten sowie die ihr sonst 
durch Gesetz übertragenen Auf-
gaben zu erfüllen.

(2) In gleicher Weise überwacht 
die Ingenieurkammer bei ihren 
Mitgliedern als auch bei ande-
ren Ingenieuren die Erfüllung der 
beruflichen Pflichten. Dazu kon-
trolliert die Ingenieurkammer als 
zuständige Stelle gem. § 10 Abs. 4 
BbgIngG für ihre Mitglieder auch 
das Bestehen eines ausreichen-
den Versicherungsschutzes.  
Näheres kann für die Kammermit-
glieder durch Beschluss der Ver-

treterversammlung in einer „Be-
rufsordnung“ geregelt werden.

(3) Weitere Aufgabe der Kammer 
ist das Führen entsprechender Lis-
ten und Verzeichnisse nach den 
gesetzlichen Vorgaben oder sons-
tigen Vorschriften.

(4) Wesentliche Aufgabe der BBIK 
ist die Förderung der Weiterbil-
dung ihrer Mitglieder. Sie bietet 
dazu Seminare in eigener Verant-
wortung an. In Einzelfällen kann 
sie Teilnahmegebühren aus ihrem 
Kammerhaushalt stützen.   
Für die weitere Ausgestaltung der 
Weiterbildungsarbeit erlässt die In-
genieurkammer eine entsprechen-
de „Weiterbildungsordnung“, in 
der auch die Rechte und Pflichten 
der Kammermitglieder dazu gere-
gelt sind.

(5) Die Ingenieurkammer ist nach 
§ 12 I Nr. 5 BbgIngG für die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen 
und die Genehmigung zum Führen 
der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 
zuständig, dieses insbesondere 
auch für die im Ausland erworbe-
nen Studienabschlüsse. Dazu kann 
sie auch die in diesem Zusammen-
hang notwendigen Ausgleichs-
maßnahmen anordnen und diese 
bewerten.

§ 3
Mitgliedschaft, Anwartschaft, 
Verzeichnisse
(1) Gem. § 11 Abs. 1 BbgIngG bil-
den die in die Ingenieurliste der 
BBIK eingetragenen Ingenieure 
als „Mitglieder“ die Brandenbur-
gische Ingenieurkammer.  
Die BBIK führt eine einheitliche 
Mitgliederliste, unabhängig von 
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einer möglichen Verpflichtung zur 
Kammermitgliedschaft als Voraus-
setzung für eine besondere Stel-
lung oder Berechtigung (obliga-
torische Mitgliedschaft). Näheres 
kann durch Beschluss der Vertre-
terversammlung in einer „Mitglied-
schaftsordnung“ geregelt werden.

(2) In die Ingenieurliste können alle 
Ingenieure mit folgenden Zusätzen 
eingetragen werden:
a) Beratender Ingenieur mit und 

ohne Bauvorlagerecht
b) bauvorlageberechtigter Ingeni-

eur
c) Nachweisberechtigter / qualifi-

zierter Brandschutzplaner
d) Nachweisberechtigter / qualifi-

zierter Tragwerksplaner
e) öffentlich bestellter und verei-

digter Sachverständiger 
f) Prüfsachverständiger
g) Fachingenieur
h) Ehrenmitglied, Ehrenpräsident

Kammermitglieder, die Altersruhe-
geld oder Berufsunfähigkeitsrente 
beziehen, sind in der Ingenieurliste 
mit den vorbezeichneten Zusätzen 
mit erfasst. 

(3) Die Vertreterversammlung der 
BBIK kann die Einrichtung weiterer 
Zusätze gem. Abs. 3 beschließen, 
soweit aufgrund anderer bzw. neu-
er gesetzlicher Vorgaben oder sons-
tiger Regelungen eine Pflicht zur 
Mitgliedschaft bzw. weitere Zusätze 
nach praktischen Gesichtspunkten 
für die Führung in der Ingenieurliste 
und für eine sinnvolle Unterteilung 
und Strukturierung der Mitglieder 
besteht. 

(4) In ein besonderes Verzeichnis 
werden gem. § 11 Abs. 2 BbgIng als 
„Anwärter“ solche Personen einge-
tragen, die nach Vorliegen aller Vo-
raussetzungen eine Mitgliedschaft 
in der BBIK anstreben.

(5) Als Verzeichnisse führt die BBIK 
außerdem

a) das Verzeichnis der auswärti-
gen bauvorlageberechtigten 
Mitglieder“ (§ 2 Abs. 3 BbgIngG)

b) das „Verzeichnis der Gesell-
schaften Beratender Ingenieu-
re“ (§ 7 BbgIngG)

c) das „Verzeichnis der auswärti-
gen Gesellschaften Beratender 
Ingenieure“ (§ 8 BbgIngG)

d) das „Verzeichnis der Partner-
schaftsgesellschaften“ (§ 9 Bb-
gIngG)

e) die weiteren Verzeichnisse zur 
Berufsausübung für Fachauf-
gaben

und überwacht laufend das Be-
stehen der Eintragungsvorausset-
zungen.

(6) Die Ingenieurkammer kann 
aufgrund besonderer gesetzlicher 
Vorgaben die Führung weiterer 
Listen oder Verzeichnissen auch 
außerhalb einer Kammermitglied-
schaft führen.

(7) Mitglieder scheiden aus der 
Ingenieurkammer aus, wenn ihre 
Eintragung in der Ingenieurliste 
gelöscht wird. Die Löschungstat-
bestände ergeben sich aus § 6 Bb-
gIngG. 

(8) Bei schriftlicher Austrittserklä-
rung erfolgt die Löschung jeweils 
zum 30. Juni bzw. 31. Dezember 
eines jeden Jahres. Die Frist zur 
Erklärung des Austritts beträgt 
einen Monat. Entsprechendes gilt 
für die Streichung aus einer Liste 
oder einem Verzeichnis. 

§ 4
Rechte und Pflichten der Kam-
mermitglieder und Anwärter
(1) Die Kammermitglieder sind 
berechtigt, neben der Berufsbe-
zeichnung den Zusatz „Mitglied 
der Brandenburgischen Ingeni-
eurkammer“ zu führen. Dies um-
fasst auch die Benennung des 
Zusatzes auf einem Bürobriefkopf 
oder in digitalen Medien (z. B. Fir-
menhomepage, E-Mail).

(2) Alle Kammermitglieder erhal-
ten von der Ingenieurkammer ei-
nen Stempel und einen Mitglieds-
ausweis, die die Mitgliedsnummer 
enthalten und in denen auf die 
Kammermitgliedschaft, die ge-
schützte Berufsbezeichnung und 
ggf. die Bauvorlageberechtigung 
sowie weitere Zusätze hingewie-
sen wird. 

(3) Die Kammermitglieder sind 
nach Maßgabe der Wahlordnung 
wahlberechtigt und wählbar.  
Anwärter sind nicht wahlberech-
tigt und nicht wählbar. 

(4) Die Kammermitglieder sind ver-
pflichtet, auf der Grundlage der 
Beitragsordnung ihren Beitrag zu 
entrichten. Die Anwärter sind ver-
pflichtet, auf der Grundlage der 
Gebühren- und Auslagenordnung 
die Gebühren zu entrichten. 

(5) Ingenieure sind Angehörige 
eines Expertenberufes, denen 
eine erhöhte Verantwortung für 
die Gesellschaft obliegt. Personen 
außerhalb dieses Berufsstandes 
können das Leistungsbild eines 
Ingenieurs nicht immer überbli-
cken, sie müssen sich auf die 
Arbeitsqualität und das Verant-
wortungsbewusstsein des Inge-
nieurs verlassen können.   
Kammermitglieder und berufsaus-
übende Anwärter haben ihre Be-
rufspflichten gemäß § 25 BbgIngG 
zu erfüllen. Näheres kann die BBIK 
in einer gesonderten Berufsord-
nung regeln, in der auch weitere 
Rechte und Pflichten festgelegt 
werden können.

(6) Kammermitglieder sind insbe-
sondere verpflichtet, zur Deckung 
der sich aus ihrer eigenverant-
wortlichen Berufstätigkeit i.S.d. §§ 
3, 25 BbgIngG ergebenden Haft-
pflichtgefahren eine Berufshaft-
pflichtversicherung abzuschließen 
und diese auf Anforderung der 
Ingenieurkammer nachzuweisen.  
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Diese Pflicht besteht nicht, wenn: 
a) keine praktische ingenieurberuf-

liche Tätigkeit ausgeübt wird
b) eine praktische ingenieurberuf-

liche Tätigkeit im Angestellten-
verhältnis ausgeübt wird und 
eine Berufshaftpflichtversiche-
rung über den Arbeitgeber be-
steht

c) erkennbar kein Haftungsrisiko 
aus der Berufsausübung vorhan-
den ist 

(7) Soweit keine Pflicht zum Ab-
schluss einer Berufshaftpflichtversi-
cherung besteht, sind die entspre-
chenden Angaben auf Aufforderung 
der Kammer eidesstattlich zu versi-
chern. Näheres regelt die BBIK in 
einer gesonderten „Berufshaft-
pflicht-Ordnung“.
Die Kammermitglieder sollen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten Eh-
renämter insbesondere in der In-
genieurkammer übernehmen und 
für die jeweils vorgesehene Amts-
zeit ausüben, soweit nicht wichti-
ge Gründe entgegenstehen. Für 
die Wahrnehmung ehrenamtlicher 
Tätigkeiten können in einer „Ent-
schädigungsordnung“ für den ge-
leisteten Aufwand Entschädigungs-
zahlungen vorgesehen werden.

(8) Der direkte Kontakt zwischen 
den Kammermitgliedern und Ver-
zeichnisgeführten sowie der Ingeni-
eurkammer und ihrer Geschäftsstel-
le soll in der Regel in elektronischer 
Form erfolgen. Anträge von Kam-
mermitgliedern an die BBIK be-
dürfen immer der Schriftform. Ein 
Anspruch gegen die BBIK auf Pa-
pierform besteht nur bei der Mit-
teilung von verbindlichen Entschei-
dungen, die auch Rechtsfolgen 
auslösen können. 

§ 5
Organe
(1) Die Organe der Ingenieurkam-
mer (gem. § 14 BbgIngG Vertreter-
versammlung und Vorstand) geben 
sich Geschäftsordnungen. 

Darin wird die Arbeit innerhalb 
des Organs, die Zusammenarbeit 
zwischen den Organen und das 
Zusammenwirken mit der Ge-
schäftsstelle und den Ausschüs-
sen geregelt. 
Die Geschäftsordnung der Vertre-
terversammlung ist von dieser mit 
einer Mehrheit von 2/3 der anwe-
senden Vertreter zu beschließen. 
Die Geschäftsordnung des Vor-
standes ist mit der Mehrheit aller 
Vorstandsmitglieder zu beschlie-
ßen und dann der Vertreterver-
sammlung bekannt zu geben.

(2) Die Mitglieder der Organe 
der Ingenieurkammer haben An-
spruch auf Entschädigung für Aus-
lagen und Zeitversäumnis. Nähere 
Regelungen dazu enthält die Ent-
schädigungsordnung.

§ 6
Vertreterversammlung
(1) Die Vertreterversammlung be-
steht gem. § 15 Abs. 2 S. 3 BbgIngG 
zum Zeitpunkt und im Ergeb-
nis der Wahl aus 31 Mitgliedern 
der Ingenieurkammer, wobei die 
Amtszeit der Mitglieder der Ver-
treterversammlung regelmäßig 5 
Jahre beträgt. Näheres zur Größe 
der Vertreterversammlung inner-
halb der 5-jährigen Legislaturperi-
ode regelt die Wahlordnung.

(2) Die BBIK kann in ihrer Wahlord-
nung Einzelheiten zur mitglieder-
mäßigen Zusammensetzung der 
Vertreterversammlung entspre-
chend der Unterteilung nach Zu-
sätzen gem. § 3 Abs. 3 regeln.

(3) Die Vertreterversammlung wird 
vom Vorstand einberufen. Der Prä-
sident leitet die Sitzungen. Die Ver-
treterversammlung ist mindestens 
einmal jährlich einzuberufen. Au-
ßerordentliche Vertreterversamm-
lungen sind binnen einer Frist von 
zwei Monaten einzuberufen, wenn 
es der Vorstand beschließt, wenn 
mindestens ein Drittel der Mitglie-

der der Vertreterversammlung un-
ter Angabe des Verhandlungsge-
genstands dies schriftlich beantragt 
oder auf Verlangen der Aufsichtsbe-
hörde.

(4) Die Vertreterversammlung ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Vertreter anwesend ist. 
Jeder Vertreter hat 1 Stimme. Eine 
Übertragung des Stimmrechtes 
bzw. eine Vertretung ist nicht zuläs-
sig. Auch eine vorherige schriftliche 
Stimmabgabe oder eine Beschluss-
fassung im schriftlichen Umlaufver-
fahren sind ausgeschlossen.

(5) Beschlüsse werden in der Regel 
mit einfacher Mehrheit gefasst.   
Für die Geschäftsordnung gilt §  5 
Abs. 1 S. 3 der Satzung. Beschlüsse 
zur Änderung von Satzungen, Ord-
nungen und Ähnlichem sowie zur 
vorzeitigen Abberufung von Mit-
gliedern des Vorstandes bedürfen 
der Mehrheit der Mitglieder der 
Vertreterversammlung.

(6) Als inhaltliche Regelung des 
Versorgungswerkes (§ 16 Abs. 1 
Nr. 9, § 13 BbgIngG) beschließt die 
Vertreterversammlung die Rege-
lung des Abschnitts VII der Sat-
zung des Versorgungswerkes der 
Ingenieurkammer Niedersachsen. 

(7) Außerdem beschließt die Ver-
treterversammlung jeweils über 
die Benennung eines weiteren 
Vertreters der BBIK neben dem 
Präsidenten zur Bundesingenieur-
kammerversammlung.

§ 7
Sitzungen der Vertreterver-
sammlung
(1) Zu den Sitzungen der Vertreter-
versammlung lädt der Präsident mit 
einer Frist von mindestens 3 Wochen 
unter Bekanntgabe von Ort, Zeit und 
Tagesordnung schriftlich ein. 

(2) Anträge zur Tagesordnung sind 
zu berücksichtigen, wenn sie 2 
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Tage vor der Absendung der Einla-
dung der Geschäftsstelle der Inge-
nieurkammer vorliegen. 

(3) Anträge können auch bis zum 
Beginn der Sitzung der Vertreter-
versammlung nachgereicht wer-
den. Über ihre Aufnahme in die 
Tagesordnung entscheidet die Ver-
treterversammlung mit einfacher 
Mehrheit. 

(4) Während der Sitzung gestellte 
Anträge bedürfen zur Aufnahme in 
die Tagesordnung einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der anwesenden 
Vertreter. 

(5) Die Mitglieder der Vertreterver-
sammlung sind zur rechtzeitigen 
Mitteilung an die Geschäftsstelle 
verpflichtet, wenn sie an einer Sit-
zung nicht teilnehmen können. 
Eine Vertretung ist unzulässig. 

§ 8
Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus dem 
Präsidenten, zwei Vizepräsidenten 
und vier Beisitzern.

(2) Die Amtszeit der Vorstandsmit-
glieder beträgt fünf Jahre. Die Vor-
standsmitglieder bleiben nach Ab-
lauf der Amtszeit solange im Amt, 
bis ihre Nachfolger dieses angetre-
ten haben. Die Amtsübernahme soll 
im Regelfall spätestens vier Wochen 
nach der Wahl erfolgen. Scheidet 
ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, 
so wird in der nächsten Sitzung der 
Vertreterversammlung für den Rest 
der Amtszeit ein neues Mitglied ge-
wählt. 

§ 9
Aufgaben des Vorstandes und 
Vertretung der Ingenieurkammer
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte 
der Ingenieurkammer. Er erstattet 
der Vertreterversammlung mindes-
tens einmal jährlich über seine Tä-
tigkeit Bericht. 

(2) In eilbedürftigen Angelegen-
heiten entscheidet der Vorstand 
anstelle der Vertreterversammlung. 
Diese Entscheidungen sind Tages-
ordnungspunkte der nächsten Ver-
treterversammlung. 

(3) Dem Vorstand untersteht eine 
Geschäftsstelle. Dieser obliegt die 
Erledigung der laufenden Verwal-
tungsaufgaben nach Maßgabe 
der vom Vorstand beschlossenen 
Geschäftsanweisung, die auch die 
rechtsgeschäftliche Vertretung für 
die laufende Verwaltung und für 
besondere Einzelfälle (z.B. Vertre-
tung der Kammer in Gerichtsver-
fahren) regelt. 

(4) Erklärungen, durch die für die 
Ingenieurkammer eine Zahlungs-
pflicht entsteht, bedürfen der 
Schriftform. Bei einem Wertum-
fang unter 5.000,00 € erfolgt die 
Unterzeichnung der verpflichten-
den Erklärung (Vertrag) wie auch 
die Zahlungsanweisung durch den 
Geschäftsführer (oder im Vertre-
tungsfall dessen Stellvertreter). 
Überschreitet das zugrundeliegen-
de Geschäft den Wert von 5.000,00 
€, so müssen sowohl der Vertrag 
als auch die Zahlungsanweisung 
vom Präsidenten (oder im Vertre-
tungsfall von einem Vizepräsident) 
und dem Geschäftsführer (Vier-Au-
gen-Prinzip) unterzeichnet sein.  
Verträge und andere grundsätzli-
che Erklärungen gegenüber Kre-
ditinstituten bedürfen der Unter-
schrift durch den Präsidenten (oder 
im Vertretungsfall einen Vizepräsi-
denten) und den Geschäftsführer 
(oder im Vertretungsfall dessen 
Stellvertreter). Überweisungen, 
Scheckeinreichungen oder ähn-
liche Vorgänge werden vom Prä-
sidenten oder einem Vizepräsi-
denten oder einem vom Vorstand 
beauftragten Vorstandsmitglied 
und dem Geschäftsführer (oder im 
Vertretungsfall dessen Stellvertre-
ter) gezeichnet.

(5) Durch die Ingenieurkammer 
können amtliche Beglaubigungen 
vorgenommen werden. Personell 
berechtigt dazu sind der Präsident 
und der Geschäftsführer, jeweils in 
Einzelberechtigung.

(6) Der Vorstand ist zuständig für 
Widersprüche gegen Kostenfest-
setzungen, Beitragsentscheidun-
gen sowie andere Widersprüche. 
Nach Vorklärung durch die Ge-
schäftsstelle trifft der Vorstand 
eine Widerspruchsentscheidung, 
die vom Präsidenten (oder im Ver-
tretungsfall durch einen Vizepräsi-
denten) zu unterzeichnen ist.

§ 10
Sitzungen des Vorstandes
(1) Die Einberufung und Durchfüh-
rung der Sitzungen des Vorstan-
des als auch die Beschlussfassung 
erfolgt nach Maßgabe einer Ge-
schäftsordnung des Vorstandes. 

(2) In besonderen Fällen kann der 
Vorstand eine Entscheidung im 
schriftlichen Umlaufverfahren tref-
fen. Voraussetzung ist, dass eine 
gemeinsame Meinungsbildung 
entbehrlich ist und kein Vorstands-
mitglied dem Umlaufverfahren 
ausdrücklich widerspricht. Die 
Entscheidung im schriftlichen Um-
laufverfahren bedarf der Einstim-
migkeit aller Vorstandsmitglieder.

(3) Über die Sitzungen des Vorstan-
des werden Niederschriften ge-
fertigt. Diese sind in den internen 
Bereich der Kammerhomepage 
aufzunehmen und dort den Mit-
gliedern der Vertreterversamm-
lung zur Einsichtnahme zugänglich 
zu machen. Personenbezogene 
Daten sind unkenntlich zu machen. 

§ 11
Ausschüsse, Fachsektionen und 
Sachverständige
(1) Für die Aufgaben im Mitglieder-
wesen nach § 3 bildet die Ingeni-
eurkammer einen Eintragungsaus-
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schuss. Für dessen Einrichtung und 
Tätigkeit gelten die §§ 16 Abs.1 Nr. 
5., 22 und 23 BbgIngG.

(2) In gleicher Weise bildet sie zur 
Wahrnehmung der Aufgaben aus § 
66 BbgBO Eintragungskommissio-
nen zur Feststellung der Nachweis-
berechtigung für Tragwerksplaner 
bzw. Brandschutzplaner (vergl. § 3 
Abs. 3 lit. c. und d.).

(3) Neben den Pflichtausschüs-
sen nach § 16 Abs. 1 Nr. 5. und 6 
und § 24 BbgIngG beschließt die 
Vertreterversammlung gem. § 16 
Abs. 1 Nr. 7. BbgIngG die Bildung 
weiterer Ausschüsse sowie deren 
personelle Größe und mitglieder-
mäßige Zusammensetzung. Mit-
glied dieser Ausschüsse können 
nur Kammermitglieder sein.   
Aufgabe dieser weiteren Ausschüs-
se ist die Unterstützung der Verwal-
tungsarbeit der Ingenieurkammer 
oder der Arbeit für solche ausge-
wählten fachlichen Problemfelder, 
die im Wesentlichen alle Ingenieure 
betreffen.

(4) Für die fachliche Arbeit eines 
Ausschusses kann der Vorstand in 
Einzelfällen die Hinzuziehung eines 
Sachverständigen für die besonde-
ren Angelegenheiten der Ingeni-
eurkammer beschließen.

(5) Die Vorsitzenden der Ausschüsse 
nach § 16 Abs. 1 Nr. 5 und 6 sowie 
§ 24 BbgIngG und deren Beisitzer 
werden auf Vorschlag des Vorstan-
des der Ingenieurkammer von der 
Vertreterversammlung gewählt. 
Die Vorsitzenden der weiteren Aus-
schüsse werden von den Mitglie-
dern der jeweiligen Ausschüsse ei-
genständig gewählt.

(6) Die Ausschüsse haben die in ihre 
Geschäftsbereiche fallenden Ange-
legenheiten zu beraten. Über das 
Ergebnis ihrer Beratungen haben 
sie, soweit nichts anders bestimmt, 
dem Vorstand zu berichten. 

(7) Für den fachlichen Austausch 
von Kammermitgliedern mit ähn-
licher beruflicher Ausrichtung 
sowie für deren zielgerichtete 
Weiterbildung beschließt die 
Vertreterversammlung die Bil-
dung von Fachsektionen.   
Zur Steuerung der Arbeit in einer 
Fachsektion wie auch zur Koordi-
nierung der Arbeit zwischen den 
Fachsektionen werden jeweils 
Beiräte aus in der Regel 3 Kam-
mermitgliedern gebildet. Über die 
personelle Zusammensetzung der 
Beiräte (Vorsitzender und 2 Beisit-
zer) erfolgt die Beschlussfassung 
durch die Vertreterversammlung 
auf Vorschlag des Vorstandes.

(8) Die Besetzung der Ausschüs-
se und Fachsektionsbeiräte er-
folgt i.d.R. für 5 Jahre. Die Be-
schlussfassungen gem. Abs. 1, 2, 
4 und 6 sollen innerhalb von 6 
Monaten nach Konstituierung ei-
ner neugewählten Vertreterver-
sammlung abgeschlossen sein.  
Die Mitglieder der Ausschüsse und 
der Beiräte von Fachsektionen ha-
ben ihre Tätigkeit bis zur Neuwahl 
der Nachfolger auszuüben. Die 
Wiederwahl von Mitgliedern ist 
zulässig. 

(9) Für die Betreuung jedes Aus-
schusses wie auch für die Arbeit 
der Fachsektionsbeiräte soll je-
weils ein Vorstandsmitglied zu-
ständig sein.

(10) Die Gutachten der aufgrund 
eines Beschlusses der Vertreter-
versammlung beauftragten Sach-
verständigen werden mit einer 
Stellungnahme des Vorstandes 
der Vertreterversammlung zuge-
leitet. 

§ 12
Beschlüsse der Ausschüsse
(1) Der Eintragungsausschuss und 
der Ehrenausschuss entscheiden 
gemäß §§ 22 und 27 BbgIngG. 

(2) Die weiteren Ausschüsse nach § 
16 Abs. 1 Nr. 7 und § 24 BbgIngG 
sind beschlussfähig, wenn ein-
schließlich des Vorsitzenden min-
destens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend sind. Sie entscheiden 
mit Stimmenmehrheit.

§ 13
Haushalts- und Kassenordnung, 
Wirtschaftsplan
(1) Im IV. Quartal des jeweiligen 
Vorjahres fasst die Vertreterver-
sammlung den Beschluss über 
den Jahreswirtschaftsplan für das 
bevorstehende Kalenderjahr. Der 
Plan wird durch den Vorstand in 
Abstimmung mit dem Haushalts- 
und Finanzausschuss der BBIK 
erarbeitet und der Vertreterver-
sammlung zur Beschlussfassung 
vorgelegt. Nach erfolgter Be-
schlussfassung ist die Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde gem. § 
18 Abs. 2 BbgIngG einzuholen.

(2) Die Vorschriften des Landes 
Brandenburg über die Aufstellung 
und Durchführung des Haushalts-
planes, die Kassen- und Buchfüh-
rung, die Rechnungslegung und 
–prüfung gelten, sofern durch die 
Vertreterversammlung nichts an-
deres bestimmt wird, in der jewei-
ligen Fassung entsprechend. 

(3) Zur näheren Ausgestaltung des 
Wirtschaftslebens der Ingenieur-
kammer erlässt die Vertreterver-
sammlung unter Maßgabe des § 
20 BbgIngG eine Haushalts- und 
Kassenordnung. 

§ 14
Wirtschaftsprüfung, Rechnungs-
prüfungsausschuss
(1) Für die jährliche Prüfung der 
ordnungsgemäßen Haushalts-
führung und zur Fertigung eines 
Prüfungsberichtes beschließt die 
Vertreterversammlung die Beru-
fung einer unabhängigen Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft bzw. 
eines Wirtschaftsprüfers. Davon 
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ausgehend erteilt der Vorstand den 
Auftrag für die Prüfung des Jahres-
abschlusses.

(2) Die Prüfung der Jahresrechnung 
kann durch die gleiche Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft bzw. den glei-
chen Wirtschaftsprüfer höchstens 5 
mal hintereinander erfolgen.

(3) Am Ende einer jeden Legisla-
turperiode soll eine vertiefte wirt-
schaftliche Prüfung erfolgen.

(4) Außerdem beruft die Vertreter-
versammlung einen Rechnungs-
prüfungsausschuss. Dieser besteht 
aus 3 Kammermitgliedern, die nicht 
dem Vorstand angehören. Er hat 
den Prüfungsbericht der beauf-
tragten Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft bzw. des Wirtschaftsprüfers 
entgegenzunehmen und darüber 
in der Vertreterversammlung zu be-
richten.

§ 15
Tätigkeit im Sachverständigen-
wesen
(1) In Maßgabe des § 12 Abs. 1 Nr. 
11 BbgIngG i.V.m. § 36 GewO ist es 
Aufgabe der Ingenieurkammer, das 
Sachverständigenwesen zu fördern, 
öffentliche Bestellungen wie auch 
Vereidigungen vorzunehmen und 
entsprechende Verzeichnisse zu 
führen. Dazu erlässt die Vertreter-
versammlung eine Sachverständi-
genordnung und richtet die ent-
sprechenden Gremien ein.  
Mitglieder der BBIK werden nach 
Anerkennung als öffentlich bestell-
te und vereidigte Sachverständige 
in der Mitgliederliste mit einem ent-
sprechenden Zusatz geführt (vergl. 
§ 3 Abs. 3 lit. e.).

(2) In gleicher Weise erfüllt die 
Ingenieurkammer die ihr nach 
Bauordnungsrecht übertragenen 
Aufgaben im Prüfsachverständi-
genwesen (u.a. nach Brandenbur-
gischer Prüfsachverständigenver-
ordnung). Für Prüfsachverständige 

im Land Brandenburg fungiert 
die BBIK als zuständige Aner-
kennungs- und Aufsichtsbehör-
de (vergl. § 3 Abs. 3 lit. f.).  
Die Ingenieurkammer richtet im 
Einvernehmen mit der Obersten 
Bauaufsicht des Landes Branden-
burg einen Prüfungsausschuss für 
die Durchführung der Fachkunde-
prüfungen ein. In diesem können 
auch Fachkollegen aus anderen 
Bundesländern mitarbeiten.

(3) Zur Verdeutlichung ihrer fach-
lichen Reputation können Kam-
mermitglieder durch die BBIK 
nach Durchlaufen eines Prüfungs-
verfahrens zum Nachweis der 
besonderen Fachkenntnisse auf 
einem speziellen Ingenieurgebiet 
als „Fachingenieur“ (vergl. § 3 Abs. 
3 lit. g.) anerkannt werden.

§ 16
Versorgungswerk
(1) Auf Grund des § 13 BbgIngG 
sind die Kammermitglieder Mit-
glieder des Versorgungswerkes im 
Rahmen der Satzung des Versor-
gungswerkes der Ingenieurkam-
mer Niedersachsen. 

(2) Durch die Vertreterversamm-
lung wird ein Mitglied als regelmä-
ßiger Vertreter der BBIK im Versor-
gungswerk bestimmt.

§ 17
Bekanntmachungen
(1) Die Bekanntmachungen der 
Brandenburgischen Ingenieur-
kammer werden auf der Inter-
netseite der Brandenburgischen 
Ingenieurkammer (www.bbik.de) 
veröffentlicht. Eine Bekanntma-
chung tritt am Tage nach der Ein-
stellung auf der Internetseite in 
Kraft.
(2) Im „Kammer-Report“, der der 
Zeitschrift „Deutsches Ingenieur-
Blatt“ beiliegt, wird auf die ver-
öffentlichte Bekanntmachung in 
Kurzform hingewiesen. 

(3) Im Fall des Wirtschaftsplanes ist 
die Genehmigung bekannt zu ma-
chen. In der Bekanntmachung ist 
darauf hinzuweisen, dass der Wirt-
schaftsplan in der Geschäftsstelle 
der Ingenieurkammer eingesehen 
werden kann.

§ 18
Schlussbestimmungen
(1) Gleichstellung der Funktionen 
Die in dieser Satzung verwende-
ten Bezeichnungen für Personen,  
Funktionen und Stellungen gelten 
als geschlechtsneutrale Personen-
bezeichnungen gleichermaßen für 
Frauen und Männer.

(2) Diese Satzung sowie die wei-
teren Ordnungen nach dieser Sat-
zung sind vom Präsidenten der In-
genieurkammer auszufertigen und 
nach ihrer Ausfertigung entspre-
chend § 17 bekannt zu machen. 
Sofern die Vertreterversammlung 
nichts anderes beschlossen hat, 
treten die Satzung und die Ord-
nungen nach ihrer jeweiligen Be-
kanntmachung in Kraft.
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D. S. 

Potsdam, den 23.03.2018

 Matthias Krebs       Dr. Martin Wulff-Woesten 
- Präsident -       - Geschäftsführer -D. S. 

Genehmigungsvermerk

Der Beschluss der 18. Sitzung der 5. Vertreterversammlung am 23. März 2018 über die Satzung der Brandenbur-
gischen Ingenieurkammer wird hiermit von mir genehmigt.

Potsdam, den 11.04.2018
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 
Im Auftrag

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Neufassung der Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Sie ersetzt die Satzung vom 
06.12.2004 in der Fassung vom 23. März 2018.

Ausfertigung:

Für die Übereinstimmung dieser Ausfertigung mit dem Beschluss der Vertreterversammlung vom 
23. März 2018:

Potsdam, den 13.04.2018

 Matthias Krebs       Dr. Martin Wulff-Woesten 
- Präsident -       - Geschäftsführer -D. S. 
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